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28. September 2012 

Pressemitteilung
 Öffentliche Jahrestagung 

des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 28. September 2012:
Landkreise erkennen im Finanzausgleichsgesetz richtige
Ansätze, sehen aber weiteren Änderungsbedarf
„Der Gesetzentwurf der Landesregierung enthält durchaus richtige Ansätze für die Weiterentwicklung eines aufgabenorientierten Finanzausgleichs. Aus Sicht der Landkreise besteht allerdings in wichtigen Punkten noch Änderungsbedarf“, stellte Dr. Michael Ermrich, Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt, heute auf der öffentlichen Landkreisversammlung in Sandersdorf-Brehna im Landkreis Anhalt-Bitterfeld fest. 

„Der Regierungsentwurf geht davon aus, dass jeder im Zuge der demografischen Entwicklung verlorene Einwohner unmittelbar zu Einsparungen bei den Kommunen führt und daher finanztechnisch bedarfsmindernd wirkt. Dieser These widersprechen wir ausdrücklich“, betonte Präsident Dr. Ermrich. 
Aus Sicht des Landkreistages erhöhen sich vielmehr durch den Bevölkerungsrückgang die Kosten je Einwohner, ohne dass direkte Einsparungen, beispielsweise bei der Schülerbeförderung oder in der Kreisstraßenunterhaltung möglich werden. Der Landkreistag wendet sich daher dagegen, dass der Zuschussbedarf bei den kommunalen Gruppen mit den größten Demografieproblemen am höchsten gekürzt wird: 

· Landkreise und kreisangehörige Gemeinden zusammen um                                rd. 29 Mio. Euro/Jahr,
· kreisfreie Städte nur um rd. 2,6 Mio. Euro/Jahr.
„Das kann nicht unsere Antwort auf die demografischen Herausforderungen sein. Der Zusammenhang zwischen Bevölkerungsrückgang und Finanzbedarf muss daher im Rahmen der parlamentarischen Beratungen zum Finanzausgleichsgesetz umfassend aufgearbeitet werden“, bekräftigt Präsident Dr. Ermrich. Ein geeigneter Lösungsansatz wäre die landeseinheitliche Betrachtung des Demografiefaktors.
Die Landkreise sind im Übrigen nach dem Regierungsentwurf die einzige kommunale Gruppe, die gegenüber 2012 mit Mindereinnahmen (= -19 Mio. Euro) bei den FAG-Zuweisungen rechnen müssen. Dr. Ermrich forderte daher eine Überprüfung der Bedarfsbemessung: „Der Finanzbedarf für die Landkreise darf nur die Einnahmen berücksichtigen, die auch in 2013 tatsächlich zur Verfügung stehen. Deshalb müssen die einmaligen Mehreinnahmen aus der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets in 2011 im Jahr 2013 herausgerechnet werden.“

Gleichzeitig müssten aber auch die Aufgaben in 2013 angemessen ausfinanziert sein. Hier sah Dr. Ermrich insbesondere Nachbesserungsbedarf bei der Unterhaltung der Kreisstraßen: „Der Gesetzentwurf sieht nur eine Kilometerpauschale von rd. 2.200 Euro vor, während eine aktuelle Bedarfsanalyse in Sachsen einen Betrag von 5.400 Euro/km errechnet hat.“

Daneben mahnt der Landkreistag die Einhaltung des Konnexitätsgrundsatzes (z. B. beim Landesvergabegesetz) an und wendet sich gegen die angedachte Einführung einer Bagatellgrenze im FAG von 5 Mio. Euro je Aufgabe. Rechtliche Bedenken äußerte Präsident Dr. Ermrich zum oberzentralen Zuschlag für die kreisfreien Städte sowie zur Zahlung einer allgemeinen Finanzausgleichsumlage durch alle kreisangehörigen Gemeinden. 

„Wir hoffen, dass die von uns angesprochenen Punkte im Rahmen des parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens umfangreich diskutiert und einer Lösung zugeführt werden. Dabei wollen wir uns weiter konstruktiv in die Beratungen einbringen“, stellte Dr. Ermrich abschließend fest. 
Hinweis an die Redaktionen:
Nähere Einzelheiten und Daten zu diesem Beitrag finden Sie in unserem Newsletter „Landkreistag aktuell“, der Ihnen zeitgleich zugeht.

V. i. S. d. P.:
Geschäftsführer Theel, Telefon: 0391/5653110 u. 0172/3808291
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